
V. Schlussbetrachtung

»Mag sein, daß die Gemeinschaftsküche nur

eine Zeiterscheinung ist, geboren aus der

Not der Gegenwart. Trotzdem will es schei-

nen, als ob sie sich die Zukunft erst recht

erobern wollte. Es zeigt sich eben auch hier

wieder, daß der Krieg die Menschen anders

zu machen beginnt.«

»Gemeinschaftsküchen«, in: Die Zeit, 15. April

1917.

1| Resümee

Die außerhäusliche (Mittags-)Mahlzeit, die schon im Zuge der massenhaften Fabrikar-

beit und der veränderten Reproduktionsbedingungen in den Jahren vor dem Krieg all-

mählich trotz verbreiteten Widerstands in der Gesellschaft an Bedeutung gewann, er-

lebte durch den Krieg und die zunehmende Not innerhalb kurzer Zeit einen beträchtli-

chen Aufschwung. In Wien und Berlin öffneten zwischen 1914 und 1918 mehrere Hun-

dert Großküchen und Speisestellen, die in Zeiten der schlimmstenNot vonHunderttau-

senden Großstädtern täglich in Anspruch genommen wurden. In der österreichischen

Hauptstadt besuchten gegen Ende des Krieges sogar rund eine halbe Million Menschen

täglich die öffentliche Massenverpflegung. Neben den ärmeren Schichten, die von jeher

imtäglichenKampfgegendenHunger auf öffentlicheVersorgungsangebote angewiesen

waren, gerieten nun auch verstärkt Angehörige des Bürgertums und vor allem des Mit-

telstandes in eine für sie bislang unbekannte Notlage, die sie zur Inanspruchnahme der

Kriegsküchen zwang. Da nicht wenige von ihnen dies als ein Symbol des persönlichen

sozialen Abstiegs sahen, suchten sie gezielt Speiseeinrichtungen auf, die ihrem höheren

sozialen Status gerecht wurden. Die Entwicklung der Massenverpflegung während der

Kriegszeit zeigt, dass die Vorbehalte gegen den Gang in die öffentliche Großküche nicht

allein durch die zunehmenden Notverhältnisse überwunden wurden, sondern das Aus-

maß des Zuspruchs für die Massenverpflegung auch ein Ergebnis des organisatorisch-

administrativenHandelns der Stadtverwaltungen und derenUmgangmit den soziokul-

turellen Verhältnissen in der Bevölkerung war.
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488 Kriegsküchen in Wien und Berlin

InAnbetrachtdesbreitenund inderFormniedagewesenenAufgabenspektrums,das

die Stadtverwaltungen beider Hauptstädte seit dem Kriegsausbruch bewältigen muss-

ten, leisteten die kommunalen Behörden in den Bereichen der Notstandsfürsorge und

der Massenverpflegung einen nicht zu unterschätzenden Beitrag zum Überleben un-

zähligerMenschen.Die Entstehung der umfangreichenMassenspeisungssystemeunter

dem Druck der kriegswirtschaftlichen Verhältnisse und dem damit verbundenen ein-

geschränkten Handlungsspielraum der Kommunalbehörden verdeutlicht, zu welchen

außerordentlichen Leistungen die überwiegend improvisierenden Kriegsverwaltungen

imstandewaren.1 Das von vielen Zeitgenossen beklagte und von der gegenwärtigen For-

schung konstatierte Versagen der städtischen Entscheidungsträger auf dem Gebiet der

Nahrungsversorgung trifft zumindest imHinblick auf dieHerausbildungder umfassen-

den Massenspeisesysteme nicht zu. Doch das bloße Vorhandensein der von den Staats-

behörden vielfach als »Allheilmittel« angesehenen Großküchen sicherte noch nicht die

breite Versorgung der notleidendenMassen; entscheidendwar die Akzeptanz der Bevöl-

kerung.Maßgebend dafürwaren die Ausgestaltung der Verpflegungseinrichtungen und

dieAnpassungsfähigkeit andie kriegswirtschaftlichenBedingungen.Als festerBestand-

teil der städtischen Ernährungswirtschaft war sie auf ein verlässliches Regierungshan-

delnderStaatsbehördenangewiesen.Sowohl inBerlinals auch inWienbliebdienotwen-

dige staatlicheUnterstützung jedochaus, sodassdas situativ-improvisierteHandelnder

Kommunalbehörden letztlich ausschlaggebend für die Entwicklung desMassenverpfle-

gungswesens war. Essentiell war hierbei das Zusammenspiel mit den lokalen Frauenor-

ganisationen und der erfahrenen Philanthropie, ohne die die Großküchenprojekte nicht

umsetzbar gewesenwären. Zwar gelang es weder denWiener noch den Berliner Verant-

wortlichen, die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung vom Nutzen der »Massenkü-

che« zu überzeugen, doch konnten die Organisatoren derWiener Großküchen imdirek-

tenVergleichmehrMenschen fürdie InanspruchnahmedesöffentlichenSpeiseangebots

gewinnen.

Dass die gesellschaftliche Akzeptanz derMassenverpflegung inWien größer ausfiel,

war nicht zuletzt das Ergebnis des entschlossenen und gemeinschaftlichen Vorgehens

der Stadtverwaltung.Sie nahmvonAnfang an eine führendeRolle in der städtischenKü-

chenversorgung ein, legte Richtlinien fest, begleitete die Vorgänge in den Küchen und

nahm ohne Hilfe der staatlichen Behörden Veränderungen vor. Trotz ihres begrenzten

Handlungsspielraums war die Gemeindeadministration von der Maßnahme der Mas-

senversorgung und vom eigenen Vorgehen überzeugt. Im Vergleich zur Berliner Volks-

speisungwardasWienerKüchensystem imSommer 1916 klein,doch eshatte denVorteil,

dass das Küchennetz beliebig und bedarfsorientiert ausgebaut werden konnte. Durch

dieKooperationmit verschiedenenSpeiseanbieternwurde das Systemdenunterschied-

lichen Bedürfnissen in der Bevölkerung gerecht. Relevant für die Akzeptanz der öffent-

lichen Verpflegung war aber nicht nur die Vielfalt des Angebots. Auch die Beständigkeit

1 Seitens der historischen Forschung verdient das Leistungsvermögen der Kommunalverwaltungen

während der Kriegszeit größere Aufmerksamkeit. Während die Leistungen der Wiener Kriegsver-

waltung in den vergangenen Jahren verstärkt in denBlick genommenwurden, fehlt für Berlin nach

wie vor eine umfassende Würdigung des Wirkens der kommunalen Behörden und insbesondere

der Verdienste Wermuths als Kriegsbürgermeister.
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des Wiener Küchensystems spielte eine Rolle. Im Gegensatz zu Berlin mit seiner Mas-

senversorgungskehrtwende im Sommer 1916 hielt Wien an seinem Küchensystem fest

und »optimierte« das Versorgungsnetz während der vier Kriegsjahre. Durch die konti-

nuierliche Fortführung des Küchensystems hatte die Bevölkerung Zeit, ihre verbreitete

Befangenheit gegenüber der Großküche abzulegen und sich an das bestehende Versor-

gungsnetz zu gewöhnen.

Die Berliner Stadtverwaltung hingegen betrachtete die Massenverpflegung ab 1916

nicht mehr als gemeinschaftliche Aufgabe und verzichtete auf die Expertise privater

Speiseanbieter. Das Volksspeisungssystem wurde innerhalb weniger Wochen einge-

richtet, wobei dieWünsche potentieller Besucher nicht berücksichtigt werden konnten.

Die Verantwortlichen glaubten, dass mit der »Küche für jedermann« eine gerechte

und gleichmäßige Versorgung einherginge. Gegenüber Wien blieb Berlin nach der

Einrichtung des großangelegten Versorgungssystems kein Spielraummehr, die Küchen

an die Bedürfnisse der Bevölkerung anzupassen. Darüber hinaus herrschten in der

Stadtverwaltung während des gesamten Krieges Zweifel am Nutzen der öffentlichen

Massenverpflegung vor, die der Berliner Bevölkerung nicht verborgen blieben und

letztendlich auch zur Ablehnung der Volksspeisung beigetragen haben dürften. Das

weitere Fortbestehen zahlreicher Notküchen wie Abrahams Mittelstandsküchen sowie

deren hohe Inanspruchnahme bestätigen, dass die Berliner durchaus bereit waren,

vom öffentlichen Mahlzeitenangebot Gebrauch zu machen, wenn sie beim Besuch der

Einrichtungen ihre soziale Identität gewahrt sahen.

Im Gegensatz zu Wien fehlte es der Berliner Volksspeisungsorganisation ganz all-

gemein an kommunaler Eigenständigkeit, Entschlossenheit, Anpassungsfähigkeit und

Kontinuität – allesamt Faktoren, die eine höhere Inanspruchnahme der Küchen be-

günstigten. Das Wiener Kriegsküchenwesen erfüllte alle diese Eigenschaften. Dies war

jedoch weniger das Resultat eines bewusst strukturierten Vorgehens der Stadtverwal-

tung, sondern vielmehr das Ergebnis eines durch den begrenzten Handlungsspielraum

derStadt erzwungenen improvisiertenHandelns.DerMangel anadministrativenHand-

lungsmöglichkeiten begünstigte in Wien eine vergleichsweise »effiziente« Entwicklung

der Massenversorgung.

DieunterschiedlicheEntwicklungdesMassenverpflegungswesens,die spätestens ab

der zweiten Kriegshälfte im zunehmenden Maße deutlich wurde, setzte sich schließ-

lich in den Jahren nach dem Krieg fort. Obwohl beide Städte gleichermaßen nach 1918

von einer unvorstellbaren Hungersnot beherrscht wurden, erlebten nach dem Krieg die

Wiener Kriegs- und Gemeinschaftsküchen einen deutlich größeren Zulauf als ihre Ber-

liner Pendants. Dennoch blieb die öffentliche Massenverpflegung sowohl imWiener als

auch im Berliner Stadtbild keine »Zeiterscheinung« des Krieges. Durch die umfangrei-

chen internationalenKinderhilfsaktionen erfuhr die »Massenküche« in den unmittelba-

ren Nachkriegsjahren eine verstärkte Ausdehnung. Die ausländischen Massenverpfle-

gungsprogramme verhinderten nicht nur »eine totale humanitäre Katastrophe«2, son-

dern schufen auch in organisatorischer Hinsicht hervorragende Voraussetzungen für

2 Pfoser/Weigl, Stunde Null, S. 93.
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ein Fortbestehen der Massenverpflegung.3 Durch sie ergaben sich für die Stadtverwal-

tungen neue Möglichkeiten, um die von Unterernährung und wirtschaftlicher Not be-

troffenen Bevölkerungskreise sowohl von der Zweckmäßigkeit der allgemein unbelieb-

ten Großküche zu überzeugen als auch den dieser inhärenten Kriegscharakter abzule-

gen.Dass die kommunalen Behörden nach demKrieg an der kollektivenMassenverpfle-

gung festhielten, lagnicht alleinander fortwährendenunzureichendenErnährungslage.

In beidenStädtenübernahmendie sozialdemokratischenParteiendie politischeVerant-

wortung und damit den desaströsen »Nachlaß des verlorenen Krieges«4.

Die Sozialdemokratie befürwortete seit jeher die Gemeinschaftsverpflegung und

war von der ernährungswissenschaftlichen Effizienz und »Technik der großen Küche«

überzeugt, da diese eine Entlastung des Privathaushaltes und damit einhergehend eine

»Erlösung« der zum Familieneinkommen beitragenden (Arbeiter-)Frauen darstellte.5

Die Sozialdemokraten unterstützten die während des Krieges ergriffenen kommuna-

len Maßnahmen auf dem Gebiet der Massenverpflegung und den später einsetzenden

Staatsinterventionismus,betrachteten sie denKriegdoch als einEreignis,dessenEigen-

dynamik dazu beitragen konnte, einen Teil der sozialistischen Reformen durchzusetzen

und die Überwindung der bürgerlichen Gesellschaft voranzutreiben.

Hatten die Sozialdemokraten während der Kriegsjahre nur mäßigen bis gar keinen

Einfluss auf die Ausgestaltung der viel beklagten Massenverpflegung, befanden sie sich

nach dem Ende des Krieges endlich in der Position, um die aus ihrer Sicht notwendigen

Änderungen im Großküchenwesen in die Wege zu leiten. Sie betrachteten die öffentli-

che Massenverpflegung nicht mehr nur als Fürsorgemaßnahme, die in Zeiten der Not

auf eine Verbesserung der Ernährungs- und Versorgungsverhältnisse hinwirken sollte.

Im Sinne des Social Engineering wurde die Gemeinschaftsküche auch als ein zweckdien-

liches Instrument angesehen, mit dem die sozialdemokratische Rationalisierungspoli-

tik unterstützt werden konnte. ImMittelpunkt der Reformpolitik stand das Familienle-

ben, das aus Sicht der Zeitgenossen infolge des Krieges aus den Fugen geraten zu sein

schien und stabilisierende Maßnahmen verlangte. In den Fokus der Rationalisierungs-

und Familialisierungskonzepte rückten die Doppelbelastung der erwerbstätigen Frauen

und die damit einhergehenden Probleme der familiären Alltagsorganisation. Sie zielten

auf eine Erleichterung der Hausfrauenarbeit, die mit Hilfe des sozialenWohnungsbaus

und des Ausbaus der sozialen Infrastruktur erreicht werden sollte. Die Gemeinschafts-

küche wurde hierbei vielfach als »Ziel der Rationalisierung«6 definiert, doch zugleich

3 Die beachtlichen Leistungen der ausländischen Kinderhilfsaktionen auf dem Gebiet der Massen-

verpflegung blieben in der Forschung lange unberücksichtigt. Neben der vorliegenden Arbeit er-

halten sie gegenwärtig vor allem in den Studien von Mary Cox die wohlverdiente Aufmerksam-

keit. Vgl. Cox, Hunger. Sowie dies.: »Working Relationships an their Effects on the American Fee-

dingProgram inPost-WW1Vienna«, Vortrag imRahmendes Forschungsseminars zurNeuerenund

Neuesten Geschichte des Deutschen Historischen Instituts Paris: Nouveaux Regards sur la Grande

Guerre, Alimentation, Paris, 28. Februar 2020.

4 Nach dem Berliner USPD-Abgeordneten Hintze, zitiert bei Lehnert, Kommunale Politik, S. 58.

5 Vgl. Bebel, Die Frau und der Sozialismus, S. 1130f.

6 Dörre, Lucy: »Die Verschwendung in der Wirtschaft«, in: Frauenstimme, 3. September 1925. Vgl.

auch »Genossenschaftliche Organisation zur Erleichterung der Hausarbeiten«, in:Die Gleichheit 11,
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aufgrund der negativen Erfahrungen aus der Kriegszeit auch innerhalb der Sozialdemo-

kratie kontrovers diskutiert. Während die linke Sozialdemokratie nicht nur die entlas-

tenden Effekte für die erwerbstätigen Frauen betonte, sondern auch die gemeinschafts-

fördernden Aspekte der Großküche hervorhob, kritisierte der rechte sozialdemokrati-

scheFlügel ihre »familienschädigende«Wirkung.Letzterer gab technologischen Innova-

tionen, die der zeitsparenden privaten Selbstverpflegung im Familienhaushalt dienten,

den Vorrang. An der (städtischen) Gemeinschaftsverpflegungwurde dennoch festgehal-

ten. Für die vielen erwerbstätigen Menschen und vor allem (Schul-)Kinder, die auf ei-

ne außerhäusliche Versorgung angewiesenwaren,wollten die Sozialdemokraten ein ge-

sundheits- und gemeinschaftsförderndes Verpflegungsangebot schaffen und die Mas-

senverpflegung als festen Bestandteil der kommunalenDaseinsvorsorge etablieren.Da-

bei standen die Verantwortlichen inWien und Berlin vor enormen Herausforderungen,

da sie abgewirtschaftete Kriegsküchensysteme übernahmen,die inmitten der anhalten-

den Versorgungsnot reorganisiert werdenmussten.

InbeidenStädtenstießendiekommunalenMassenküchennachKriegsendeauf star-

keAblehnungderBevölkerung.WennsichBewohner fürdie öffentlicheVerpflegungent-

schiedenund sie es sich leisten konnten, zogen sie Einrichtungen kommerzieller Speise-

anbieter oder philanthropische Gemeinschaftsküchen den städtischen Großküchen vor.

Von Seiten der Gemeinden bedurfte es großen Aufwands, um die kommunalen Verpfle-

gungseinrichtungenvomImagederunbeliebtenKriegsküchezubefreienundder städti-

schenMassenverpflegung eine Zukunftsperspektive zu geben.Auchhier hatten dieWie-

ner Behörden wieder die besseren Karten. Zwar schwand auch in Wien mit der abneh-

mendenNot in der Bevölkerung diemassenhafte Inanspruchnahme der Küchen,womit

sie alsNotstandseinrichtungenanBedeutungverloren.Dochanders als inderdeutschen

Hauptstadt,wodieEinrichtungender städtischenVolksspeisungzu»Armenküchen«de-

gradiert wurden, erlebte die Massenverpflegung im Nachkriegswien in anderer Form

einen neuerlichen Aufschwung. Mit der WÖK als der größten Küchengesellschaft, den

Schwarzwald-KüchenunddenMittelstandsküchenderMittellaA.G. existierten bis zur

Mitte der 1920er Jahre gleich drei großeMassenküchenbetreiber, derenWurzeln imErs-

tenWeltkrieg liegen.Die aus den städtischen Kriegsküchen hervorgegangeneWÖK, die

sich gegenüber ihrerKonkurrenzdurchsetzen konnte undbis in die 1970er Jahre imWie-

ner Stadtleben präsent blieb, entwickelte sich nach demKrieg zu einem selbstständigen

Erwerbsunternehmen, das sein Verpflegungsangebot auf die neuen Lebensverhältnis-

se und die damit verbundenen Bedürfnisse der Stadtbevölkerung auszurichten wusste.

Zugleich gelang es derGemeindeverwaltungdie Schulspeisung zu etablieren,derenVor-

bildcharakter von der Berliner Sozialdemokratiemit Bewunderung und auch nicht ohne

Neid zur Kenntnis genommen wurde.7 Dass die Entwicklung des Massenverpflegungs-

wesens in Berlin nach dem Krieg abermals einen unterschiedlichen Verlauf nahm, lag

nicht ammangelnden Gestaltungswillen der Berliner Sozialdemokraten.

In Berlinwaren die Vertreter vonUSPDund SPDnicht in der Lage, eine umfängliche

Reorganisation derVolksspeisung in dieWege zu leiten.VonAnfang an stand ihre Politik

(28. Februar 1919), S. 86–87, hier S. 87. Schlesinger, Therese: »Genossenschaften und Großhaus-

halt«, in: Arbeiter-Zeitung, 1. Juni 1921.

7 Vgl. u.a. »Die Frau in der sozialistischen Gemeinde«, in: Vorwärts, 24. Oktober 1925.
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inAbhängigkeit vondenbürgerlichenKommunalbeamtender Stadtverwaltung,die kein

Interesse daran hatten, noch mehr von den gering vorhandenen finanziellen Mitteln in

das gescheiterte Massenverpflegungsprojekt zu investieren. Auch nachdem die Sozial-

demokraten die entscheidenden Ämter in der Stadtverwaltung bekleideten, blieb ihr fi-

nanzieller und politischerHandlungsspielraum begrenzt. Für die Kommunalpolitik galt

es mittlerweile, das Großküchenwesen für eine Viermillionenstadt zu organisieren. Die

staatliche Steuerpolitik und die veränderten politischen Mehrheitsverhältnisse in der

Republik bremsten den Gestaltungswillen der Berliner Sozialdemokraten auf dem Ge-

biet derMassenverpflegung aus.Unter den gegebenenUmständenwaren die Umgestal-

tungderVolksspeisungunddieEinführungeinerumfangreichenMittagsverpflegungan

den Schulen während der gesamtenWeimarer Zeit nicht mehr als gescheiterte Reform-

vorhaben. Damit knüpft der Werdegang der Berliner Großküchen nach 1918 nahtlos an

die Entwicklung der Kriegszeit an. Auch wenn die Gründe für das Scheitern der sozial-

demokratischen Reformpläne nach demKrieg andere waren, gelang es dem organisato-

risch-administrativen Handeln auf dem Gebiet der Massenverpflegung auch nach dem

Krieg nicht, in angemessener Weise auf die soziokulturellen Verhältnisse in der Bevöl-

kerung zu reagieren. Die Volksspeisung blieb ein unbeliebtes Relikt der Kriegszeit, das

ausschließlich vonmittellosen Bewohnern der Stadt in Anspruch genommen wurde

Geradezu erstaunlich erscheint demgegenüber die Entwicklung der öffentlichen

Massenverpflegung in Wien. Angesichts des Zustandes, in dem sich die einstige Habs-

burgermetropole nach dem Krieg befand, stand es um die Aussichten auf eine baldige

Erholung noch schlechter als in Berlin. In der vomMangel beherrschten Stadt besaßen

die sozialdemokratischen Gemeindevertreter kaum Mittel und Möglichkeiten, um das

Überleben Wiens zu sichern. Doch wie bereits in den Kriegsjahren gelang es der Stadt-

verwaltung abermals, ihren begrenzten Handlungsspielraum effektiv zu nutzen. Dass

die Erhaltung des Kriegsküchenwesens und dessen Umwandlung in moderne und sich

wachsenderBeliebtheit erfreuenderGemeinschafts- undReformküchen gelang,war auf

eine Reihe von Faktoren zurückzuführen, die sich zugunsten des sozialdemokratischen

Reformvorhabens auswirkten:

1. Anders als inBerlinwarendie Sozialdemokraten inWiendie unangefochten stärkste

politische Kraft, die vergleichsweise schnell in die städtischen Behörden einzogen

und ihre Politik weitgehend ohne außerparteiliche Kompromissfindung ausführen

konnten.

2. Hinsichtlich des zu reorganisierenden Großküchenwesens ist auch den parallel ein-

setzenden ausländischen Massenverpflegungsprogrammen eine hohe Bedeutung

beizumessen. Die internationalen Hilfsaktionen wurden nicht nur von den Wiener

Bevölkerung dankbar angenommen, sondern halfen wie im Fall der US-amerikani-

schen Kinderhilfsaktion der Stadtverwaltung auch über die anfänglichen Schwie-

rigkeiten bei der Neuorganisation der städtischen Küchen hinweg. Die Kooperation

mit den US-Amerikanern förderte zudem einen »Imagewechsel« der Stadtküchen

weg vom Kriegscharakter hin zu einem neuen »amerikanischen« Charakter, der

sich positiv auf die Bereitschaft der Wiener zur Inanspruchnahme der Küchen

auswirkte.
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3. Für die Erhaltung dieses langfristig angelegten und kostspieligen Versorgungsange-

bots kam der Stadtverwaltung außerdem zugute, dass sie sich noch vor demMacht-

verlust der SDAP auf Bundesebene die finanzielle Unterstützung des Staates für die

WÖK sichern konnte. Mit dem städtischen Küchenunternehmen wurde schließlich

die Umsetzung weitreichenderer Massenverpflegungspläne ermöglicht. Die Über-

nahmederSchul-undKleinkinderspeisung in städtischeHandkonnte vor allemdes-

halb realisiert werden, weil dieWÖK die notwendige Infrastruktur bot.

4. Dass die Stadt zudem in der Lagewar, die Schulspeisung zu finanzieren, verdankten

die Sozialdemokratenwiederumder Steuerautonomie, dieWien als Bundesland be-

saß.ObwohldieSozialdemokratenGegnerdesFöderalismuswaren,profitierten ihre

Reformen inWien von der mit ihm einhergehenden partiellen Finanzsouveränität.8

5. Mit Blick auf den wachsenden Zuspruch für die kommunalen Verpflegungsinitia-

tiven über die Versorgungskrisen hinaus spielte neben all diesen organisatorischen

Aspekten schließlich auch die Vorgeschichte der Massenverpflegung eine nicht zu

unterschätzende Rolle. Das Wiener Massenverpflegungswesen der Kriegszeit war

durch Vielfalt und Heterogenität gekennzeichnet. Trotz seiner Unzulänglichkeiten

und Probleme, die von Seiten der Bevölkerung und den Sozialdemokraten berech-

tigterweise beklagt wurden, umfasste das Küchensystem auch einige Einrichtungen

mit Vorzeigecharakter. Die mittelständischen Gemeinschaftsküchen des Vereins zur

Schaffung und Erhaltung von Gemeinschaftsküchen fanden von Anfang an großen An-

klang in der Bevölkerung und stießen aus gutem Grund auch nach dem Krieg auf

starke Resonanz. Die Gemeinschaftsküche war, wie deren Mitbegründerin Eugenie

Schwarzwald rückblickend hervorhob, mehr als eine Notspeiseeinrichtung, denn

sie sprach die Wiener ebenso als alkoholfreies Unterhaltungslokal undWärmestube

an, war ihnen »Lichtquelle« und »Oase in der Wüste«.9 Mit ihrer Aufmachung und

ihrer Leistung trafen die Gemeinschaftsküchen offensichtlich den Geschmack der

Bevölkerung. Die auffallende Ähnlichkeit der WÖK-Lokale mit der Gemeinschafts-

küche gibt zu erkennen, dass sich die Stadtverwaltung an den Schwarzwald-Kü-

chen orientierte. Die veränderte wirtschaftliche und gesellschaftliche Situation im

Blick, schufen dieWiener Sozialdemokraten schlussendlich einGroßküchensystem,

das eine »zeitgemäße« und »innovatorische« Lösung des alltäglichen Versorgungs-

problems der erwerbstätigen Bevölkerung darstellte.10

Nahezu alle der hier aufgeführten Aspekte trugen dazu bei, dass die »rote« Stadtregie-

rung ihreMassenverpflegungsreformenumsetzenkonnte.EinenTeil ihrerEntscheidun-

gen, die der positiven Entwicklung der WÖK zuträglich waren, trafen die Verantwortli-

chenzumrichtigenZeitpunkt.Diemeistender ergriffenenMaßnahmengeben jedochzu

erkennen, dass die Sozialdemokraten die günstigen Umstände für ihre Zwecke zu nut-

zenwussten.Die für dieKriegszeit beobachtetenEigenschaftendes organisatorisch-ad-

ministrativen Handelns auf dem Gebiet der Massenverpflegung waren nach dem Krieg

8 Vgl. Maderthaner, Das kommunale Experiment, S. 29.

9 Vgl. Schwarzwald, Eugenie: »Undankbare Arbeit«, in: Neue Freie Presse, 15. März 1925. Zitiert bei

Deichmann, Leben mit provisorischer Genehmigung, S. 160–162, hier S. 161.

10 Vgl. Hörandner, Zur Rolle, S. 89.
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nicht minder präsent. Ähnlich wie in der Zeit des Krieges nutzte die Wiener Stadtre-

gierung ihren begrenzten Handlungsspielraum maximal aus. Dabei war die Herange-

hensweise der Sozialdemokraten wie im Krieg durch Eigenständigkeit und vor allem

durchAnpassungsfähigkeit gekennzeichnet.Damit sicherte sie schlussendlich denFort-

bestand derWÖK bis weit über die Krisenzeiten der 1920er Jahre hinaus.

2| Einordnung und Bewertung der Ergebnisse

Der Werdegang der Wiener Massenverpflegung während des Krieges und in den Jah-

ren nach seinem Ende erscheint sowohl mit Blick auf die allgemeine Entwicklung des

deutschen und österreichischen Kriegsküchenwesens als auch in kulturgeschichtlicher

Hinsicht bemerkenswert. Mit Kriegsbeginn wurden in allen größeren Städten Massen-

küchen eingerichtet. Die Kommunen betrieben einen enormen Aufwand und aktivier-

ten alle zur Verfügung stehenden Kräfte, ummöglichst viele Menschen auf diesemWe-

ge zu versorgen. Gleichzeitig stießen die Kriegsküchen bei der Bevölkerung fast über-

all auf große Ablehnung und waren teilweise so schlecht besucht, dass sich einige Städ-

te bereits im Krieg veranlasst sahen, ihre Massenverpflegungsaktivitäten zu reduzieren

und mitunter einzustellen. Die Großküche, von der sich die staatlichen Behörden wäh-

renddesKrieges noch eine LösungderVersorgungsprobleme versprachen,war aus Sicht

vieler Zeitgenossen untauglich und unwirtschaftlich. Diemit ihr verbundenen Anstren-

gungen der Kommunen wurden als vertane Mühe angesehen. Auch von der Forschung,

für die das Massenverpflegungswesen der Kriegszeit häufig nicht mehr als eine Rand-

notiz darstellte, erfuhren die Kriegsküchen bisweilen nicht die Anerkennung, die in An-

betracht ihrer Leistungen angemessen wäre. Werden die Kriegsküchen allgemein nur

als Bestandteil der gescheiterten staatlichen Rationierungspolitik betrachtet, müssen

sie zwangsläufig alsmisslungeneMaßnahme angesehenwerden. Aus demBlick geraten

hierbei jedoch die mit ihnen verbundenen Leistungen der Stadtverwaltungen und der

sie unterstützenden Hilfskräfte, die es auf bemerkenswerte Weise schafften, der Bevöl-

kerung Küchensysteme zugänglich zu machen, die von vielen Notleidenden angenom-

men wurde. Zwar gelang es keiner Kommune, ihre Bevölkerung flächendeckend durch

Großküchen zu versorgen. Doch in einzelnen Fällen gab es Städte wie Wien, die mit ih-

rer Massenverpflegungsorganisation überdurchschnittlich viele Menschen ansprachen

und dadurch zumÜberleben großer Bevölkerungsteile beitrugen.

AuskulturhistorischerSicht erstaunt es,dass sichdie öffentlicheMassenverpflegung

inWienundnicht inBerlin etablierte.Hierbei rückt dasVerhältnis der beidenGroßstäd-

te zueinander in denMittelpunkt.Wien und Berlin waren nicht nur bedeutendeMetro-

polen des 19. und frühen 20. Jahrhunderts, die sich bis zum Kriegsausbruch in politi-

scher, gesellschaftlicher und kultureller Hinsicht ähnelten, sondern spätestens seit dem

EndedesDeutschenKrieges 1866mit ihrer Funktion alsHauptstadt auchKonkurrenten,

die eine Reihe von Zeitgenossen zum Vergleich der beiden Städte bewogen. Kurz nach

der Wende zum 20. Jahrhundert setzte unter inWien und Berlin lebenden Feuilletonis-

ten und Literaten eine umfangreiche Metropolendebatte ein, in der das Wesen und die

Geschichte der beiden Städte gegenübergestellt und ihre Unterschiede und Gegensätze

hervorgehoben wurden.

https://doi.org/10.14361/9783839467244-017 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839467244-017
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

